
ABWÄGUNGSTABELLE ZUR ZWISCHENABWÄGUNG
Bearbeitungsstand: 13.11.2020

Vertraulich, dem Datenschutz unterlegen!

zu den eingegangenen Anregungen der Behörden,
sonstiger Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit im Rahmen der

frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit
vom 29.06.2020 bis 29.07.2020
(gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 u. § 3 Abs. 1 BauGB)

und der

frühzeitigen Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
vom 29.06.2020 bis 29.07.2020
(gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 u. § 4 Abs. 1 BauGB)

zum Bebauungsplan und den Örtlichen Bauvorschriften

IM LEHEN , Vorentwurf vom 21.04.2020

der Stadt Schwäbisch Hall

öffentlich



Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden angeschrieben:

Nr. Name Antwortschreiben vom
1 Landratsamt Schwäbisch Hall 29.07.2020
2 Landratsamt - Vermessung
3 Regierungspräsidium Stuttgart  Abt. 2, Referat 21, Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 06.07.2020
4 Regierungspräsidium Stuttgart  Straßenbaubüro SHA
5 Regierungspräsidium Stuttgart  Abt. 8, Landesamt für Denkmalpflege
6 Regierungspräsidium Freiburg  Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 24.07.2020
7 Regierungspräsidium Freiburg  Abt. 6 Forstdirektion 17.07.2020
8 Regionalverband Heilbronn-Franken 20.07.2020
9 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
10 Handwerkskammer Heilbronn-Franken
11 Industrie- und Handelskammer Heilbronn-Franken 08.07.2020
12 Deutsche Telekom Technik GmbH 16.07.2020
13 Netze BW GmbH 01.07.2020
14 Stadtwerke 28.07.2020
15 Terranets bw GmbH 29.06.2020
16 TransnetBW GmbH 29.06.2020
17 Unitymedia Kabel BW / Vodafone BW GmbH 07.07.2020
18 Umweltzentrum Kreis Schwäbisch Hall e.V. 30.07.2020
19 Kreisverkehr Schwäbisch Hall GmbH 15.07.2020

Die Öffentlichkeit hat wie folgt Stellung genommen:

Nr. Name Antwortschreiben vom
P Protokoll zur Informationsveranstaltung am 14.07.2020
Ö1 Michael und Sabine Seifried 25.07.2020
Ö2 Renate Bauer und Familie 20.07.2020
Ö3 Christoph Bauer 22.07.2020
Ö4 Norbert Stein 27.07.2020
Ö5 Edith Walter 24.07.2020



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

1

Untere Naturschutzbehörde
Die Ausführungen der Naturschutzbehörde werden zur Kenntnis genommen. Das
angrenzende Landschaftsschutzgebiet wird durch das Vorhaben und die spätere
Nutzung nicht beeinträchtigt. Das Artenschutzgutachten wird zur Offenlage ergänzt.

Der Anregung dem Schutz und Erhalt vorhandener Bäume Vorrang vor
Neupflanzungen zu geben, wird weitmöglichst umgesetzt und untersucht. Die
bestehenden Bäume entlang der Crailsheimer Straße liegen jedoch topographisch
wesentlich tiefer als das zukünftige Gelände. Die neue Straßenraumaufteilung mit
einer von der Fahrbahn getrennten Fuß- und Radwegeführung berücksichtigt zum
einen die Fortführung der nördlich vorhandenen Systematik und zum anderen die
Verkehrssicherheit für Fußgänger und Radfahrer. Im Rahmen der Neuplanung
werden nachhaltig bemessene Baumquartiere für Neupflanzungen integriert, so dass
für die Entwicklung der neuen Bäume ausreichend Raum besteht.
Die alten Rotbuchen entlang des Gräterwegs wurden durch eine Untersuchung als
vital und erhaltenswert begutachtet und werden im Bebauungsplan als Pflanzbindung
festgesetzt. Lediglich die Buche am Ende der Straße, die bereits heute in einem
höher gelegenen, bewässerten Trog liegt, kann nicht erhalten werden. Innerhalb des
Gebietes werden zum Ausgleich neue Bäume festgesetzt.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu 1 Untere Immissionsschutzbehörde:
Da es sich bei der Planung um vorwiegend Wohnbebauung handelt, ist die
Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes hinsichtlich der Art der baulichen
Nutzung richtig gewählt. Der Anregung, eine andere Gebietskategorie festzusetzen,
kann nicht gefolgt werden, da dies nicht der gewünschten Gebietskategorie
entspricht. Die hohen Schalleinträge von der angrenzenden Crailsheimer Straße
werden in der Verkehrslärmprognose von RW Bauphysik behandelt. Da es sich bei
den Schalleinträgen nicht um gewerbliche Emissionen, sondern um Verkehrslärm
handelt, sind die Grenzwerte der TA-Lärm nicht heranzuziehen und ein Bemessen
der Schallwerte vor dem Fenster nicht erforderlich. Mit den umfangreichen
Festsetzungen (Grundrissorientierung, Fassadenelemente und
Lüftungseinrichtungen) in den Bebauungsplan wird ein ausreichender Schutz der
Wohnbebauung sichergestellt.

Untere Wasserbehörde:
Abfallwirtschaft/Altlasten
Der Hinweis zu den Altlasten wird entsprechend angepasst und ergänzt.

Untere Forstbehörde:
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich die untere Forstbehörde der
Stellungnahme der höheren Forstbehörde anschließt, auf Ziff. 7 wird verwiesen.

Amt für Flurneuordnung und Vermessung:
Kenntnisnahme, keine Bedenken oder Anregungen.

Amt für Mobilität:
Der Hinweis auf die Berücksichtigung der Stellungnahme der KreisVerkehr GmbH
wird zur Kenntnis genommen. Eine Prüfung der einzelnen Forderungen erfolgt im
weiteren Verfahren.
Hinweis: Die Anlage der Stellungnahme (Das Stammdatenblatt des Altlastenkatasters) ist der Tabelle nicht
beigefügt, sondern bei der Verwaltung einsehbar.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

3

Raumordnung
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei zukünftigen Verfahrensschritten
berücksichtigt. In der Begründung ist bereits richtiger Weise erwähnt, dass es sich
um eine Berichtigung des FNP handelt.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu 3
Den Grundsätzen der Bauleitplanung gemäß § 1 Abs. 3 bis Abs. 5 sowie § 1a Abs. 2
BauGB wird Rechnungen getragen, da der Bebauungsplan der Schaffung der
planungsrechtlichen Voraussetzung zur Nachverdichtung einer Brachfläche dient.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die erhöhte Dichte begrüßt wird und keine
Bedenken bestehen. In Kap. 3.1 der Begründung werden hierzu Ausführungen
ergänzt.

Denkmalpflege
Kenntnisnahme

Nach Inkrafttreten des Planes wird dem Regierungspräsidium eine Mehrfertigung
zugesandt.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

6



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu 6
Geotechnik
Ein Baugrundgutachten ist für das Plangebiet beauftragt und wird dem
Bebauungsplan zum Verfahrensstand Entwurf beigefügt.
Die Hinweise zur Geotechnik sind bereits in den Textteil integriert.

Boden
Kenntnisnahme, keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken.

Mineralische Rohstoffe
Kenntnisnahme, keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu 6 Grundwasser
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Plangebiet außerhalb von bestehenden
oder geplanten Wasser- und Quellschutzgebieten liegt und aus hydrogeologischer
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorgebracht werden.

Bergbau
Kenntnisnahme, keine Einwendungen.

Geotopschutz
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange des geowissenschaftlichen
Naturschutzes nicht tangiert werden.
Allgemeine Hinweise
Kenntnisnahme

Eine Abfrage des Geotop-Katasters am 29.07.2020 für das Plangebiet ergab keine
Funde.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

7



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu 7 Stellungnahme
Die Hinweise, bei welchen Flächen es sich um Wald im Sinne des Gesetzes handelt
und bei welchen nicht, sowie der Hinweis, dass der Abstand der geplanten Bebauung
zum Wald den Mindestabstand nicht einhält, wird zur Kenntnis genommen und in die
Abwägung des Bebauungsplans eingestellt.
Ein Zurückrücken der Bebauung, um den erforderlichen Abstand einhalten zu
können, ist aufgrund der gewünschten städtebaulichen Konzeption bestehend aus
einer aufgelösten Blockrandbebauung und der gewünschten städtebaulichen Dichte
nicht möglich.

Es wird daher von der angeregten Möglichkeit Gebrauch gemacht, durch die
Änderung der Bewirtschaftungsform innerhalb des restlichen Waldabstandes die
Gefahrenabwehr zu garantieren. Mit den Grundstückseigentümern der Waldflächen
werden entsprechende Regelungen bis zum Satzungsbeschluss vertraglich
vereinbart und dinglich gesichert.
Auf die Darlegungen zum Waldabstand Kap. 3.4 der Begründung wird verwiesen.
Die Anregungen wurden demnach berücksichtigt.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

8

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine regionalplanerischen Zielfestlegungen
durch die Planung betroffen sind.
Im Plangebiet sind ca. 160  170 Wohneinheiten geplant. Bei einer Belegungsdichte
von durchschnittlich 2,0 Einwohner pro Wohneinheit (entspricht dem Wert der
Regionaldatenbank des statistischen Landesamts Baden-Württemberg für 2019) sind
daher rund 330 Einwohner zu erwarten. Bei einer Plangebietsgröße von 1,82 ha sind
dies ca. 180 EW/ha. Die verdichtete Neuplanung schafft daher den Ausgleich zu
weniger bis gering verdichteten Flächen der Stadt und trägt somit dem
raumordnerische Ziel der Regionalplanung nach einer durchschnittlichen Dichte und
dem damit verbundene sparsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung.
Entsprechende Ausführungen werden in der Begründung unter Kap. 3.1 ergänzt.
Der Anregung wird somit nachgekommen.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

11

Kenntnisnahme, keine Anregungen oder Bedenken.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

12

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich innerhalb des Plangebiets bereits
Telekommunikationslinien der Telekom befinden. Die Leitungen die sich innerhalb
der privaten Grundstücksflächen befinden, werden im Rahmen der
Erschließungsarbeiten neu verlegt werden müssen.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu
12

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und befinden außerhalb des
Bebauungsplanverfahrens im Rahmen der Erschließungsplanung Berücksichtigung.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu
12



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

13

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anlagen vorhanden oder geplant sind
und daher keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht werden.
Auf eigenen Wunsch wird die Netze BW GmbH nicht am weiteren Verfahren beteiligt.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

14

Kenntnisnahme, keine Bedenken.
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Der Anschluss des Plangebietes
an das Fernwärmenetz wird hergestellt und über eine Satzung gesichert (siehe hierzu
auch Kap. 5.3.2 der Begründung).



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

15

Kenntnisnahme, keine Betroffenheit

Auf eigenen Wunsch wird die Terranets bw GmbH nicht am weiteren Verfahren
beteiligt.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

16

Kenntnisnahme, keine Bedenken und Anmerkungen.
Auf eigenen Wunsch wird die TransnetBW GmbH nicht am weiteren Verfahren
beteiligt.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

17

Es wird zur Kenntnis genommen, dass innerhalb des Plangebiets
Versorgungsleitungen der Vodafone BW GmbH bestehen und Interesse an der
Erweiterung des Kabelnetzes besteht.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

18
Im Stadtleit
Eindämmung des Flächenverbrauchs pro Kopf durch die Entwicklung von
innerstädtischen Brach- und/oder Konversionsflächen und verdichteten, ökologischen

Teilzielen die Forderung nach verdichtetem Wohnungsbau (HF 1, OZ 2, TZ 1, Punkt
3) und im speziellen Geschosswohnungsbau (HF 2, OZ 1, TZ 1, Punkt 3). Die
vorgesehene Dichte war bereits Grundlage des Wettbewerbsverfahrens und wird
auch von Seiten der höheren Raumordnungsbehörde begrüßt (siehe Stellungnahme
RP Stuttgart vom 06.07.2020). Um trotz Dichte ausreichend Wohnqualität und
Grünflächen zu garantieren und das Aufheizen der Flächen zu vermindern, werden
zahlreiche Festsetzungen zur Begrünung und Freihalten der Freiflächen zwischen
den Gebäuden getroffen.
Der Anregung, die Dichte zu reduzieren, wird somit nicht nachgekommen.
Der Erhalt und der Schutz von bestehenden Bäumen innerhalb des Plangebiets
wurde intensiv geprüft. Die alten Rotbuchen entlang des Gräterwegs wurden durch
eine Untersuchung als vital und erhaltenswert begutachtet und werden im
Bebauungsplan als Pflanzbindung festgesetzt. Lediglich die Buche am Ende der
Straße, die bereits heute in einem höher gelegenen, bewässerten Trog liegt, kann
nicht erhalten werden. Innerhalb des Gebietes werden zum Ausgleich neue Bäume
festgesetzt.
Die Ausführungen zur Relevanzprüfung und zum Artenschutz werden zur Kenntnis
genommen. Eine vertiefende artenschutzrechtliche Untersuchung sowie ein
Handlungsrahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte bzgl. Reptilien
liegen zum Verfahrensstand Entwurf vor. Das Maßnahmenkonzept wird
entsprechend umgesetzt. Bei der Abrissgenehmigung der Gebäude lag bereits ein
artenschutzrechtliches Gutachten vor, welches keine Maßnahmen vorsah.



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu
18



Nr. Anregungen der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange Bewertungsvorschlag der Verwaltung

19

Die Anregung eine beidseitige Bushaltestelle zu errichten, wurde geprüft und in das
Verfahren eingestellt. Die Lage der Bushaltestelle wurde etwas nördlich des
Plangebietes entlang der Crailsheimer Straße festgelegt. Somit ist eine optimale
Anbindung nicht nur für den Bereich Im Lehen sondern auch für das Wohngebiet
Kreuzäcker über den Adelheidweg gegeben, ohne hierzu einen zusätzlichen Fußweg
auf der östlichen Seite der Crailsheimer Straße herstellen zu müssen. Die
Bushaltestelle wird in einem eigenständigen Bebauungsplanverfahren
planungsrechtlich gesichert.
Des Weiteren wird die Anbindung des Plangebietes auch durch die Neuanlage eines
straßenbegleitenden Fuß- und Radwegs im Bereich des Plangebietes als
Weiterführung der nördlich vorhandenen Wegeverbindung deutlich verbessert. Im
weiteren Verlauf der Crailsheimer Straße Richtung Innenstadt sollen durch
langfristige Maßnahmen außerhalb des Bebauungsplanverfahrens Weiterführungen
und Verbesserungen für das Fuß- und Radnetz vorangetrieben werden.
In der Begründung werden zum Verfahrensstand Entwurf ergänzende Aussagen zur
Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr und der Fuß- und Radwegverbindung
getroffen.
Der Anregung wurde somit entsprochen und die Planungen entsprechend angepasst
bzw. durch ein gesondertes Bebauungsplanverfahren in die Wege geleitet.



Nr. Anregungen der Öffentlichkeit Bewertungsvorschlag der Verwaltung

P

Bei der Überprüfung hat sich leider herausgestellt, dass der in den Unterlagen in
Skizzenform dargestellte Bestandsbau zu hoch eingetragen wurde (nur Ansicht
Crailsheimerstraße): Offensichtlich wurde auf die Firstlinie des anschließenden
Bestandsgebäudes versehentlich ein Satteldach zusätzlich ergänzt. Daher der
Höhenversatz. Die Ansichten wurden mittlerweile überarbeitet und korrigiert. Sie sind
in der Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen und stehen der Öffentlichkeit
im Rahmen der Offenlage gem. §3 Abs. 2 BauGB zur Einsicht bereit. Nichtsdestotrotz
wird der Darstellung der Hochpunkte - in der eigens hierfür angefertigten Perspektive
- für die Gesamterscheinung des Gebietes große Bedeutung beigemessen.

Gemäß der derzeitigen Straßenplanung ist der Grünstreifen mind. 2,50 m breit und
der Fuß- und Radweg durchgängig 2,50 m. Der Abstand zwischen dem Fuß- und
Radweg und der überbaubaren Grundstücksfläche variiert zwischen 3 und 11 m und
wurde durch eine entsprechende Begrünungsfestsetzung belegt. Somit entsteht wie
in der Bürgerbeteiligung bereits vorgestellt, eine hochwertige, begrünte Vorzone der
Gebäude.



Nr. Anregungen der Öffentlichkeit Bewertungsvorschlag der Verwaltung

P



Nr. Anregungen der Öffentlichkeit Bewertungsvorschlag der Verwaltung

P

Eine Besonnungsstudie wurde von ebök Planung und Entwicklung GmbH aus
Tübingen durchgeführt und ist als Anlage des Bebauungsplans zur Offenlage
einsehbar. Das Ergebnis zeigt auf, dass es erwartungsgemäß zwar zu einer
Verschattung der nördlichen Angrenzer durch die Neubebauung kommt, jedoch wäre
dies auch mit der genehmigten Planung von 2018 der Fall gewesen. Auch eine
Selbstverschattung der bestehenden Gebäude besteht bereits. Um den
Empfehlungen der DIN 5034, an die Besonnung nachzukommen und auch in den
Wintermonaten eine ausreichende Besonnung zu ermöglichen, wird dem Vorschlag
der Studie gefolgt und die betreffenden Gebäudehöhen reduziert. Darüber hinaus
werden auch aus städtebaulicher Sicht die Baukubatouren im Nordosten des
Plangebietes etwas verringert. Die Änderungen sind in den Entwurf des
Bebauungsplans eingeflossen und im Rahmen der Offenlage der Öffentlichkeit
zugänglich.



Nr. Anregungen der Öffentlichkeit Bewertungsvorschlag der Verwaltung

P
Ergänzung zur Erschließung Gräterweg: Der Gräterweg wurde in den
Geltungsbereich des Bebauungsplans aufgenommen, um diesen gemäß dem
aktuellen Ausbaustandard für Verkehrsanlagen umzubauen. Derzeit sind die
Fahrspur und der Gehweg zu schmal und oft durch parkende Autos nur
eingeschränkt nutzbar. Ferner liegen Teile der bestehenden Straße auf privaten
Grund. Im Zuge der weiteren Planung ist ein entsprechender Grunderwerb durch die
Stadt geplant, um den Ausbau durchführen zu können. Die neue
Erschließungsplanung sieht eine Mischverkehrsfläche vor und definiert Stellplätze,
sodass zukünftig keine parkenden Autos die Zufahrt von Rettungs- oder
Müllfahrzeugen behindern. Der Gräterweg ist ohne eine Wendemöglichkeit am Ende
der Straße geplant. Die Müllabholung wurde mit den zuständigen Unternehmen und
Behörden abgestimmt und ein Wenden des Müllfahrzeuges im Plangebiet über ein
Fahrrecht gesichert.



Nr. Anregungen der Öffentlichkeit Bewertungsvorschlag der Verwaltung

P

Um die ÖPNV Situation zu verbessern, wird eine zusätzliche Bushaltestelle
eingerichtet, die nicht nur die Erreichbarkeit und die Wohnqualität des Gebietes Im
Lehen sondern auch die der umliegenden Wohngebiete deutlich erhöht.



Nr. Anregungen der Öffentlichkeit Bewertungsvorschlag der Verwaltung

P



Nr. Anregungen der Öffentlichkeit Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Ö1
Schreiben vom 25.07.2020

Die Planung wurde nicht von Seiten des Investors vorgeschlagen, sondern ist das
Ergebnis eines Wettbewerbs, für welches sich auch der Gemeinderat zur Umsetzung
entschieden hat. Grundsatz des städtebaulichen Entwurfs ist eine hohe Dichte und
unterschiedliche Wohnmodelle, um dem Wusch nach individuellem und gleichsam
bezahlbarem Wohnraum nachzukommen. Die Lage des Areals an der Schnittstelle
zwischen Gebieten mit sehr unterschiedlichen Gebäudetypologien eignet sich
hervorragend zur Kombination verschiedener Wohn- und Gebäudeformen.
Die Bauleitpläne müssen den Grundsätzen der Bauleitplanung gemäß § 1 BauGB
entsprechen. Nach § 1 Abs. 5 BauGB sollen die Bauleitpläne eine nachhaltige
städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und
umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen
Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit
dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse
der Bevölkerung gewährleisten. Diese Anforderungen werden durch den
vorliegenden Entwurf eingehalten.

Die Informationsveranstaltung ist als zusätzliches Angebot veranstaltet worden. Die
verhinderten Bürger hatten trotzdem die Möglichkeit eine Stellungnahme im Rahmen
der Frühzeitigen Beteiligung vom 29.06.2020 bis zum 29.07.2020 abzugeben. Der
Zeitraum der Frühzeitgen Beteiligung wurde zudem auch rechtzeitig öffentlich
bekannt gemacht.



Nr. Anregungen der Öffentlichkeit Bewertungsvorschlag der Verwaltung

Zu
Ö1

1. Bei der Überprüfung hat sich leider herausgestellt, dass der in den Unterlagen in
Skizzenform dargestellte Bestandsbau zu hoch eingetragen wurde (nur Ansicht
Crailsheimerstraße): Offensichtlich wurde auf die Firstlinie des anschließenden
Bestandsgebäudes versehentlich ein Satteldach zusätzlich ergänzt. Daher der
Höhenversatz. Die Ansichten wurden mittlerweile überarbeitet und korrigiert. Sie
sind in der Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen und stehen der
Öffentlichkeit im Rahmen der Offenlage gem. §3 Abs. 2 BauGB zur Einsicht
bereit. Nichtsdestotrotz wird der Darstellung der Hochpunkte - in der eigens hierfür
angefertigten Perspektive - für die Gesamterscheinung des Gebietes große
Bedeutung beigemessen.

2. Gemäß der derzeitigen Straßenplanung ist der Grünstreifen mind. 2,50 m breit
und der Fuß- und Radweg durchgängig 2,50 m. Der Abstand zwischen dem
Fuß- und Radweg und der überbaubaren Grundstücksfläche variiert zwischen
3 und 11 m und wurde durch eine entsprechende Begrünungsfestsetzung belegt.
Somit entsteht, wie in der Bürgerbeteiligung bereits besprochen, eine
hochwertige, begrünte Vorzone der Gebäude.

3. Ergänzungen am Kanalisationsnetz sind nicht erforderlich; die Fläche ist bereits
im Allgemeinen Kanalisationsplan enthalten. Die Neubebauung wird an das
Fernwärmenetz angeschlossen, dies wird durch Satzung gesichert.

4. Die Planung der Baustellenabläufe und der Baustelleneinrichtung sind nicht
Gegenstand der Bauleitplanung. Der Baustellenverkehr wird voraussichtlich die
bestehenden Ein- und Ausfahrten aus dem Gebiet nutzen (obere und untere
Ausfahrten der Polizei) und das Gebiet wird voraussichtlich in Bauabschnitten
verwirklicht. Beeinträchtigungen durch die Bauphase werden sich durch
Gespräche und Abstimmungen zwar mindern, jedoch nicht verhindern lassen.

5. Bei der Straße Im Lehen handelt es sich um eine öffentliche Straße und es
besteht kein Anspruch darauf, diese nicht durch zusätzliche Nutzer nutzen zu
lassen, sofern dies aus städtebaulicher Sicht sinnvoll, verträglich und die Straße
ausreichend bemessen ist. Die Erschließung des neuen Areals findet zudem im
vorderen Bereich der Straße Im Lehen statt, so dass es nicht zu einer
Beeinträchtigung durch zusätzlichen Verkehr der dahinerliegenden Anwohner
kommt. Eine Anbindung im rückwärtigen Bereich ist aufgrund der Topographie
nicht möglich und auch durch die Festsetzungen im Bebauungsplan
ausgeschlossen. Der geforderte Verzicht der Erschließung durch die Straße Im
Lehen ist daher nicht gerechtfertigt und steht dem öffentlichen Belang, die
vorhandene Erschließungsanlagen effizient zu nutzen, nach.
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6. Die erforderliche Anzahl an Stellplätzen steht in Abhängigkeit zur
Wohnungsgröße. Für Wohnungen über 75qm sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen
und somit mehr als baurechtlich gemäß Landesbauordnung erforderlich wären.
Auch die Besucherstellplätze (+ 10%) werden zusätzlich zu den gesetzlichen
Forderungen erstellt. Eine zusätzliche Bushaltestelle angrenzend an das Quartier
ist geplant, um den ÖPNV zu stärken und attraktiver zu gestalten. Des Weiteren
wird durch den weiteren Ausbau der Fuß- und Radverbindung die Alternative zum
MIV gesteigert.

7. Verweis auf Bewertungsvorschlag zu Punkt 5 und 6.

8. Im Sinne des Grundsatzes zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden sowie
der hohen Nachfrage nach Wohnraum müssen auch in Schwäbisch Hall neue
städtebauliche Formen gefunden werden. Im Stadtleitbild Schwäbisch Hall 2025

Kopf durch die Entwicklung von innerstädtischen Brach- und/oder
Konversions
den einzelnen Handlungsfeldern finden sich in den Teilzielen die Forderung nach
verdichtetem Wohnungsbau (HF 1, OZ 2, TZ 1, Punkt 3) und im speziellen
Geschosswohnungsbau (HF 2, OZ 1, TZ 1, Punkt 3). Die vorgesehene Dichte
war bereits Grundlage des Wettbewerbsverfahrens und wird auch von Seiten der
höheren Raumordnungsbehörde begrüßt (siehe Stellungnahme RP Stuttgart vom
06.07.2020). Durch zahlreiche Festsetzungen zur Begrünung und strengen
Regelungen für die nicht überbaubaren Grundstücksteile werden gesunde
Wohnverhältnisse gewahrt und durch die aus der Umgebung abgeleiteten
Gebäudetypologien ein Einfügen in die Nachbarschaft hergestellt. Der Anregung,
die Dichte zu reduzieren, wird somit nicht nachgekommen.

Vergleichbare Dichten sind in der Innenstadt zu finden und auch im Bahnhofsareal
geplant. Infrastrukturprobleme werden bei diesem Vorhaben nicht gesehen. Die
Infrastrukturnetze weisen ausreichende Kapazitäten auf.
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9. Die Darstellungen wurden korrigiert und die Lesbarkeit der Ansichten verbessert.
(s.o. zu Ziff. 1)

Das Stadtbild wird durch die 8 Geschosse nicht beeinträchtigt, sondern sie
definieren und akzentuieren den topographischen und städtebaulichen Übergang
zur Innenstadt. Das Spiel in der Höhenabwicklung der Gebäude entlang der
Crailsheimer Straße bildet eine städtische Raumkante, die an dieser Stelle als
angemessen bewertet werden kann. Die Abstände zu der umliegenden Bebauung
sind ausreichend bemessen.

10. Entlang der Crailsheimer Straße ist eine neue Baumreihe im öffentlichen Raum
vorgesehen, des Weiteren sind die privaten Vorflächen mit Sträuchern und
Büschen zu bepflanzen. Dadurch wird eine Quartierseingrünung und
Straßenraumgestaltung sichergestellt und ein Ersatz für den entfallenden
Grünstreifen geschaffen.

11. Hinsichtlich der Vermarktung ist eine Bebauung des Quartiers in Bauabschnitten
vorgesehen, um ggf. auf sich ändernde Bedürfnisse reagieren zu können. Zudem
bedeutet eine dichte Bebauung nicht unbedingt eine schlechte Wohnqualität.

12. Der Ausbau des Radverkehrs ist ein großes Anliegen der Stadt. Durch die
vorliegende Planung wird der Teilbereich der Crailsheimer Straße, der an die
Planung anschließt, entsprechend den zeitgemäßen Bedürfnissen des Rad- und
Fuß ausgebaut. Entlang der Crailsheimer Straße wird ein durch Grünstreifen von
der Fahrbahn getrennter Fuß- und Radweg neu angelegt, der die nördlich
vorhandene Systematik weiterführt. Im weiteren Verlauf der Crailsheimer Straße
Richtung Innenstadt sollen durch langfristige Maßnahmen außerhalb des
Bebauungsplanverfahrens Weiterführungen und Verbesserungen für das Fuß-
und Radnetz vorangetrieben werden.
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 Die Darstellungen wurden entsprechend korrigiert und im Rahmen der
Offenlage dem Gemeinderat und der Bevölkerung zur Verfügung gestellt.

 Siehe hierzu Bewertungsvorschlag zu Punkt 8. Der Anregung, die Dichte und
Geschossigkeit zu reduzieren, wird somit nicht nachgekommen.
Wie viele Wohneinheiten am Ende gebaut werden, ist von der
Grundrissaufteilung abhängig. Hier kann der Investor auch nach dem
Bebauungsplan noch flexibel auf die aktuelle Nachfrage und Bedürfnisse
reagieren.
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Ö2 Im Sinne des Grundsatzes zum sparsamen Umgangs mit Grund und Boden und der
hohen Nachfrage nach Wohnraum müssen neue städtebaulichen Formen gefunden
werden. Im Stadtleitbild Schwäbisch Hall 2025 heißt e
Eindämmung des Flächenverbrauchs pro Kopf durch die Entwicklung von
innerstädtischen Brach- und/oder Konversionsflächen und verdichteten, ökologischen

den
Teilzielen die Forderung nach verdichtetem Wohnungsbau (HF 1, OZ 2, TZ 1, Punkt
3) und im speziellen Geschosswohnungsbau (HF 2, OZ 1, TZ 1, Punkt 3). Die
vorgesehene Dichte war bereits Grundlage des Wettbewerbsverfahrens und wird
auch von Seiten der höheren Raumordnungsbehörde begrüßt (siehe Stellungnahme
RP Stuttgart vom 06.07.2020). Grundsatz des städtebaulichen Entwurfs ist eine hohe
Dichte und unterschiedliche Wohnmodelle, um dem Wusch nach individuellem und
gleichsam bezahlbarem Wohnraum nachzukommen. Durch zahlreiche
Festsetzungen zur Begrünung und strengen Regelungen für die nicht überbaubaren
Grundstücksteile werden gesunde Wohnverhältnisse gewahrt und durch die
vielfältigen Gebäudetypologien ein Einfügen in die Nachbarschaft hergestellt. Der
Anregung, die Dichte zu reduzieren, wird somit nicht nachgekommen. Vergleichbare
Dichten sind in der Innenstadt zu finden und auch im Bahnhofsareal geplant.
Die erforderliche Anzahl an Stellplätzen steht in Abhängigkeit zur Wohnungsgröße.
Für Wohnungen über 75qm sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen und somit mehr als
baurechtlich gemäß Landesbauordnung erforderlich wären. Auch die
Besucherstellplätze (+ 10%) werden zusätzlich zu den gesetzlichen Forderungen
erstellt. Eine zusätzliche Bushaltestelle angrenzend an das Quartier ist geplant, um
den ÖPNV zu stärken und attraktiver zu gestalten. Des Weiteren wird durch den
weiteren Ausbau der Fuß- und Radverbindung die Alternative zum MIV gesteigert.
Das Stadtbild wird durch die 8 Geschosse nicht beeinträchtigt, sondern sie
definieren und akzentuieren den topographischen und städtebaulichen Übergang zur
Innenstadt. Das Spiel in der Höhenabwicklung der Gebäude entlang der Crailsheimer
Straße bildet eine städtische Raumkante, die an dieser Stelle als angemessen
bewertet werden kann. Die Abstände zu der umliegenden Bebauung sind
ausreichend bemessen. Entlang der Crailsheimer Straße ist eine neue Baumreihe im
öffentlichen Raum vorgesehen, des Weiteren sind die privaten Vorflächen mit
Sträuchern und Büschen zu bepflanzen. Dadurch wird eine Quartierseingrünung und
Straßenraumgestaltung sichergestellt und ein Ersatz für den entfallenden
Grünstreifen geschaffen.
Bei der Straße Im Lehen handelt es sich um eine öffentliche Straße und es besteht
kein Anspruch darauf, diese nicht durch zusätzliche Nutzer nutzen zu lassen, sofern
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dies aus städtebaulicher Sicht sinnvoll, verträglich und die Straße ausreichend
bemessen ist. Die Erschließung des neuen Areals findet zudem im vorderen Bereich
der Straße Im Lehen statt, so dass es nicht zu einer Beeinträchtigung durch
zusätzlichen Verkehr der dahinerliegenden Anwohner kommt. Eine Anbindung im
rückwärtigen Bereich ist aufgrund der Topographie nicht möglich und auch durch die
Festsetzungen im Bebauungsplan ausgeschlossen. Der geforderte Verzicht der
Erschließung durch die Straße Im Lehen ist daher nicht gerechtfertigt und steht dem
öffentlichen Belang, die vorhandene Erschließungsanlagen effizient zu nutzen, nach.
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1. Der zugrundeliegende städtebauliche Entwurf wurde im Rahmen einer

Mehrfachbeauftragung erarbeitet und von einem fachkundigen Preisgericht
ausgewählt. Grundsatz des städtebaulichen Entwurfs ist eine hohe Dichte und
unterschiedliche Wohnmodelle, um dem Wusch nach individuellem und gleichsam
bezahlbarem Wohnraum nachzukommen. Die Lage des Areals an der
Schnittstelle zwischen Gebieten mit sehr unterschiedlichen Gebäudetypologien
eignet sich hervorragend zur Kombination verschiedener Wohn- und
Gebäudeformen. Mit der Nachverdichtung auf dieser Fläche wird das Ziel verfolgt,
Wohnraum in einer zentralen Lage zu schaffen. Zudem wird dadurch dem
Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden Rechnung getragen.
Mit den Hochpunkten entlang der Crailsheimer Straße wird das städtebauliche
Ziel verfolgt, eine starke Raumkante auszubilden und den Straßenraum zu
definieren. Zudem dienen Sie der Akzentuierung der Eingangssituationen in das
Quartier.

2. Zur Bestandbebauung an den Rändern des Plangebietes werden die für
allgemeinen Wohngebiete üblichen Abstände von 0,4 eingehalten, um hier
unvorhergesehene Beeinträchtigungen der Nachbarschaft von vornherein
auszuschließen. Des Weiteren wurde eine Besonnungsstudie wurde von ebök
Planung und Entwicklung GmbH aus Tübingen durchgeführt und ist als Anlage
des Bebauungsplans zur Offenlage einsehbar. Das Ergebnis zeigt auf, dass es
erwartungsgemäß zwar zu einer Verschattung der nördlichen Angrenzer durch die
Neubebauung kommt, jedoch wäre dies auch mit der genehmigten Planung von
2018 der Fall gewesen. Auch eine Selbstverschattung der bestehenden Gebäude
besteht bereits. Um den Empfehlungen der DIN 5034, an die Besonnung
nachzukommen und auch in den Wintermonaten eine ausreichende Besonnung
zu ermöglichen, wird dem Vorschlag der Studie gefolgt und die betreffenden
Gebäudehöhen reduziert. Darüber hinaus werden auch aus städtebaulicher Sicht
die Baukubatouren im Nordosten des Plangebietes etwas verringert. Die
Änderungen sind in den Entwurf des Bebauungsplans eingeflossen und im
Rahmen der Offenlage der Öffentlichkeit zugänglich.

3. Im Rahmen von Grundrissanalysen und Bessonnungsstudien auf Ebene des
städtebaulichen Entwurfs wurde geprüft, dass durch eine entsprechende
Grundrissaufteilung im Rahmen der Baugenehmigung eine ausreichende
Belichtung und Belüftung sichergestellt werden kann. Die Abstandsflächen
werden daher in Anlehnung an den Gebietstyp des Urbanen Gebietes, der
ebenfalls Wohngebäude zulässt und von einer ausreichenden Besonnung und
Belichtung ausgeht, auf 0,2 der Wandhöhe reduziert. Die Anforderungen an den
Brandschutz sind eingehalten, sodass keine Gefahr für Leib und Leben besteht.
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4. Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsuntersuchung ist bei einem

Bebauungsplanverfahren nach § 13a BauGB nicht erforderlich. Gemäß § 50
UVPG ist bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu prüfen, ob eine
Umweltverträglichkeitsprüfung einschließlich der Vorprüfung des Einzelfalls
durchgeführt werden muss. Infolge Nr. 18.8 der Anlage 1 des
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes muss im vorliegenden Fall keine

weder erreicht, noch überschritten wird und sich der Bebauungsplan auf normale
Wohngebietsnutzung beschränkt. Die bekannten Umweltbelange werden dennoch
in der Planung berücksichtigt, siehe hierzu Begründung Kap. 7.

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Stadtverwaltung und der
Gemeinderat verfolgen mit diesem Bebauungsplan das Ziel eine brachliegende
innerstädtische Fläche effizient nach zu nutzen und Wohnraum in zentraler Lage zu
schaffen. Dabei werden die Entscheidungen auf Grundlage der geltenden
Rechtsgrundlagen getroffen.
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Die schalltechnische Untersuchung wurde hinsichtlich der Reflektionen ergänzt. Es
wurde nachgewiesen, dass nur unerhebliche Auswirkungen im Umfeld durch
Reflektionen an den geplanten Gebäuden zu erwarten sind. Auf die
Verkehrslärmprognose als Anlage zum Bebauungsplan wird verwiesen. Die
Anregung wurde berücksichtigt.

Die zeitweisen negativen Auswirkungen einer Baustelle sind nicht zu vermeiden.
Auch wenn die Baumaßnahmen eventuell über mehrere Jahre andauern, handelt es
sich dennoch um temporäre Einwirkungen. Die Planung der Baustellenabläufe und
der Baustelleneinrichtung sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung.
Beeinträchtigungen durch die Bauphase werden sich durch Gespräche und
Abstimmungen zwar mindern, jedoch nicht verhindern lassen.

Die Belange der Anwohner werden durch die Beteiligungen und Infoveranstaltungen
erhoben und berücksichtigt bzw. in die Abwägung aller Belange einbezogen.
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Ö5  Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.
Innerhalb des Plangebiets ist vorgesehen, die Crailsheimer Straße und den
neuen Fuß- und Radweg durch einen Grünstreifen zu trennen. Dies fördert
die Verkehrssicherheit für die Fuß- und Radfahrer.

 Die Anregung eine Querungshilfe über die Crailsheimer Straße zu errichten
und somit eine Verkehrsberuhigung zu erzielen, wird im Rahmen der
Planung einer neuen Bushaltestelle unmittelbar nördlich an das Plangebiet
angrenzend geprüft. Die planungsrechtliche Sicherung der Verkehrsfläche für
die Bushaltestelle und die Querung, sowie der Lückenschluss zwischen dem
bestehenden Fuß- und Radweg und dem neuen Teilabschnitt im Bereich des
Plangebietes wird in einem gesonderten Bebauungsplanverfahren
durchgeführt. Auf dieses wird verwiesen. Weitere Maßnahmen zur
Geschwindigkeitsreduktion sind nicht Regelungsgegenstand des
Bebauungsplanverfahrens. Eine Reduktion auf Tempo 30 ist eine
verkehrsrechtliche Anordnung.

 Im Rahmen der Habitatpotentialanalyse wurden aufgrund der strukturellen
Gegebenheiten vor Ort Rückschlüsse auf mögliche Vorkommen von Arten
gezogen. Ein Bedarf für vertiefende Untersuchungen für Igel wurde hierbei
nicht festgestellt. Für den Igel existieren im Plangebiet nach der Rodung der
Gehölze keine Überwinterungsmöglichkeiten und das Plangebiet ist nach
Abbruch der Gebäude generell sehr nahrungsarm für den Igel und daher
insgesamt nicht als Habiat geeignet. Der Untersuchungsumfang und -inhalt
der speziellen Artenschutzrechtlichen Prüfung ist von Seiten des
Fachgutachters mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt.

 Für ein Verbot von Mährobotern besteht keine Rechtsgrundlage, um diese im
Bebauungsplan ausschließen zu können.


